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| Grundprinzipien für muslimische Träger in der Jugendhilfe .| hier: Integrationsauftrag sowie Schutz von Kindern und Jugendlichen

| Sehr geehrte Damen und Herren,
| ‚der Landschaftsausschuss hat in seiner Sitzung am 10.11.2006 die vom mir auf der
| Grundlage einer Abstimmung mit dem Land und demLandschaftsverband Wesifalen-

Lippe erstellten Grundprinzipien für muslimische Träger der Jugendhilfe - s. Anlage —| ' einstimmig verabschiedet.

Die in der Anlage beigefügten Grundprinzipien (2. Auflage) enthalten im Vergleich zu der
— 1. Auflage neben allgemeinen Mindeststandards für Einrichtungen (Ziff. 3, 5 und 6)

| auch Aussagen, die sich auf das staatliche Wächteramt der Jugendämter erstrecken (Ziff.
{ 4), sowie Empfehlungen zum Integrationsauftrag der Jugendämter (Ziff. 1 und 2).
| Angesichts derzeit offener Fragestellungen im Umgang mit muslimischen Jugendhilfean-
; bietern, insbesondere bezogen auf den „Verband islamischer Kulturzentren“ (VIKZ) und
| die „Islamische Gemeinschaft Milli Görüs“ (IGMG), betrachte ich das Thema als beson-
| _ ders sensibel. Das Landesjugendamt bietet daher ergänzende Beratung an.|
|
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Zudem plant das Landesjugendamt im Sommer 2007 ein Begegnungsforum mit muslimi-schen Vertretern aus der Praxis, von Institutionen (VIKZ, IGMG, Zentralrat der Muslime in
Deutschland, DITIB (Türkisch-isiamische Union der Anstalt für Religion) und Vertretern
der öffentlichen Träger der Jugendhilfe durchzuführen.

Mit freundlichen Grüßen

der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
Im Auftrag 7,

FA { |’ al(Stoppet) .



‘ Rheinland/ Landesjugendamt 10.11.2006

„Grundprinzipien für muslimische Träger in der Jugendhilfe“

- Integrationsauftrag sowie Schutz von Kindern und Jugendlichen -
(2. Auflage )

u Präambel len on

Für daSLandesjugendamtRheinlandergibt,sich-die Notwendigkeit, „Grundprinzipien für mäslimi-
sche‚Trägerin.der.Jugendhüfe"zubeschreiben, aus.der Verantwortung der Jugendamtsberatung .
einerseitsunddes ‚Schutzes vonKindemundJugendlichen" in Einrichiungen andererseits.Hinter-
grund ‚istdie'vielfäch:festgesteikte Intransparenz in-BeZug auf so genannte „Koranschulen“,:diein
Verbindung ‚mituntersChiedlichen Betreuungsangeboten vor Ort weitgehend dezentral beifjeben

‚| Werdenund.derenPrimäraufgab6;esist,KindemundJugendlichen Inhaltedes Korans zu venmit-: '
ten:DaSugendärkter inihrerSozialratimarbeit fürintegrativeAktivitäten Sorge tragen und’dane-
ben EinimhfasSendes.„stäatlichesWächteramt‘ ausüben, sind-über dieEinrichtungsaufsicht'des
LandesjugendarntshinausgelierideHinweise für-dieJugendämter-ertthalten,dieals EmpfeKlunigen -
zubeweiten sind.DasLandesjugendamtwirdin dieser Zusammenfiarig-ein‚umfassendesBera- |
kungszundFortbildungskonzeptentwickeln...  - Fa
in DR BERNERETSEERGNERRSICHE 2 ee ae |
Wichtig ist.es:in:diesenZusammenhang,dieNötwendigkeit einereinheitlichen Positionienäng;der..
veranbworllichenBehördenhervorzuheben.Angesichts erheblicher Probleme mit einigen muslirni-

| schenAnbieiem miuss.von alien Beieligien ein gesichertes, einheitliches Veifahren praktiziert
werden, Sicherlich Begleitetvon'intensivenintegraliven Anstrengungen ‘Diese Verfahrensoll:auch
mustimnischenVereinen.die Sicherheit für PlanungundDurchführung eigenen Handelns geben.Es
‚eröftniet'sönatdie‚Möglichkeit, AufGrund klarer'Rahmenbedingungen vor Ort partnerschäftich |

| ntteinamlerzuiarbeiten. =" 09. .
| ee ETER TEILE u
| BestehendSPröbleme:tmit-Beiregungsangeboten.muslimischer Träger sind zunächst begründet in

unklaren ‘Organisations- ‚undLeitungsstrükfuren sowie mangelnder'Fachaufsicht Trägerverant-
| wortlicher,‚bei-glEichzeitig ZüriehrengerTendertz derTrägerschäftverlagerung auf-einzeineMo-

scheegermieinden.,EineweitereUrsacheliegt.in maligelnden'Kenntnissen über notwendigeVer- .
| fahrensabläufeünd.gesetzliche-Anforderungen. In:Einzeifällen wirdleider aber auch evident, dass
| ‚gegenüberJugendamternundLandesjugendamt wichtige Tatsachenverschwiegen werden,etwa

die-Existenz‚genehmigungspflichliger.BetreuungenurdÜbernachtungen. Keinesfalls soll jedoch|
| damit ein)Generalverdacht.gegenübermuslimischenAnbietemverbundenwerden, Auch geiten im
| Lichte des'Gleichheitssatzes des Artikel 3"Grundgesetz bei'vergleichbaren Problemstellungen

SelbstverständlichdieselbenAnforderungenauch für.andere Religionsgemeinschaften.. .
zeigt Sich leideraber;gefäde nei.eifigenmuslimischenAnbieten;dass noch erhebliche An-

| Strengungen erforderlichSind,umzum‘Schütz der-Kinder und-Jugendlichen ausreichende Trans-
i parenz.in,Bezugauf'‘Vorortaktivitäten'Tierzustellen.Die damit zwangsläufig verbundene Kontrolle |

„Im Rahmendes‚stagtlichenWächteramts‘-von Jugendämtern und Landesjugendamtmussaller-
gings.im älltäglichen Geschehen.durch umfassendeintegrative Anstrengungen der kommunalen,
‚kirchlichen ‚und, ‚sonstigen‚Jugendhilfeverantwortliehien«begleitetwerden zum Beispiel in ‘Form

i „RunderTische infegration‘ ‚diedendirekten Informationsaustausch alter Beteiligter sicherstellen.
’ Eine gfoße‘Bedeutung wird zukünftig auch darin.liegen, dass zentralemuslimische Dachorganisa-
i tionenmit-denzuständigen:Behörden:kooperieren und getroffene ‚grundsätzliche Absprachen an
| ihre Mitgliedsvereineweiterleiten; Dabeimuss klar sein, dass die’ nachfolgenden Rahmenbedin-
| "gungen:nichtvereinbarungsfähig sind. «Absprachen werden sich’vielmehr nur auf Modalitäten-der
i Umsetzung von Verfahren:beziehen, vorAllem aber äuf Inhalte der Integration.
{ " "

l . “ \
|

}
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1. Der integrationsauftrag

Erfahrungen mit muslimischen Organisationen zeigen, dass bei einigen deren religiöse
Überzeugungenund Werte in Kollision mit staatlichen Normen treten können. Aufgrund
der teilweise hohen Priontät, dieMuslime islamischen Werten und Normen einräumen,
können daraus Konflikte entstehen: Es besteht die Gefahr, dass die religiösen Werte die
freiheitlich demokratische.Grundordnung überlagern und für vorrangig gehalten werden.
Für dieErziehung von Kindem und Jugendlichen zu „eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeiten‘ (8 1 SGBVI) kann das bedeuten, dass dieses wichti-
ge Erziehungsziel.derJugendhilfe. mittels Methoden verfolgt wird; die nicht gesetzeskon-
form sind. Wichtig ist demnach die Feststellung, dass es darauf ankommt, gesichert
durch umfassende Kontaktpfiege eine Brücke zwischenreligiösen Wertevorste-
lungen und gesellschaftlichenErfordernissen zu leben. Es bedarf dabei eines Werte-
dialogs, der offen die Werteorientierüng unserer Gesellschaft anspricht unddamit einem

I möglichen EindruckmuslimischerMitbürgerbegegniet, in.einer weitgehend wertefreien
Gesellschaft dieErziehung der eigenen Kinder-öhnie'Bezug auf gesellschaftiiche Ethik
verantworten zu müssen. |

' DasAusleben der im Islam unmittelbar auf den gesellschaflichenAlltagwirkenden reli-
giösenÜberzeugungensoll in.diesem Zusammenhäng nicht unmöglich gemachtwerden,
vielmehrgilt es,dürch Dialog:sicherzustellen, dass persönliche Haltungen offen ange-
sprochen undintinsere freiheitlichdemokratischen Grundordnung einbezogen werden,
dieja ihrerseits ein hohesFreiheitspotential ausweist..Damitwird genügend Raum für
religiöse und kulturelle Eigenständigkeit geöffnet, aber auch Transparenz ermöglicht
und demEntstehen von Parällelgesellschäften entgegen gewirkt.

Diebeschriebene Problemstellung wird im wesentlichen von gegenseitigen Unkenntnis-
sen über die andere ReligionundKultur begleitet,aber.auch vonIntransparenzso ge-
nannter.„Koranschulen‘- im wahrsten:Sine in „Hinterhöfen® betrieben. Dies erfordert
erhebliche integrativeAnstrengungen aller gesellschaftlichen Kräfte, unter demGe-
sichtspunkt der im Lebensalltag von Migrantenkindern teilweise bestehenden so-
zialen Benachteiligungen,vorAllem aber auch mit dem Ziel der Gewaltprävention.

— Die Integration von Migrantenkindern muss als Beteiligung amgesellschaft-
lichen Leben unter Beibehaltung eigener kultureller Ideritität mit dem Ziel eines
ungestörtenZusammenlebens inderGemeinschaft verstanden werden.

! Besonders hervorzuheben ist die sprachliche Integration: Sie ist eine zwingen-
’ de Voraussetzungfür. Chancengerechtigkeit in Schule, Ausbildung, Arbeits-
| markt und Teilnäbe am öffentlichen Leben.

Diese Ziele von Integration zu Grunde legend, sind angesichts der bereits angesproche-
| nen notwendigen Transparenz von „Koranschulen‘ besondere Anstrengungen muslimi-
| scher Träger und Jugendhilfeverantwortlicher-auch des Landesjugendamts mittels Bera-

tung und Einrichtungsaufsicht - dringend geboten. Eine intensive Wahmehmung desWächteramts von Jugendämternund Landesiugendämtemn gegenüber muslimischen Insti-
' tutionen wie zum dem Beispiel VIKZ ( ‚Verband der islamischen Kulturzentren“”) und der

IGMG („Islamische Gemeinschaft Milli Görüs”) ist aus gegebenen Anlässen zwingend.

: Zugleich aber bedarf es vor Allem kooperativer Ansätze, um einen regelmäßigen und ver-
| tieften Dialog zwischen Jugendhilfeverantwortlichen und muslimischen Anbietem sicher-
| zustellen. Es ist wichtig, in Federführung des örtlichen Jugendamtes ein ‚spezifisches
: Gremium vorzuhalten, welches deri Dialog ermöglicht, zum Beispiel in Form eines - ggf.
| zeitlich begrenzten - „Runden Tisches für Jugendhilfeangebote muslimischer Verei-

ne“ („Runder Tisch Integration“/ Anlage 1). Mitwirkende an diesem Dialog müssten ne-
| ben dem Jugendamt das Schulverwaltungsamt, in der Kinder- und Jugendbetreuung ak-
1
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" tive muslimische Vereine, Mitglieder des RAA ( „Regionale Arbeitsstellefür Förderung von
Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien‘) sowie die/ der Vorsitzende des Ju-
gendhilfeausschusses, des Schulausschusses und des Beiratesfür Migration und Zu-
wanderung sein. Sonstige Personen bzw. Institutionen, die jugendhilfepolitisch aktiv sind,
können beteiligt werden. Ziel dieses Angebotes darf nicht Maßregelung sondern
muss Örtliche Unterstützung sein. :

"Insbesondere werden in einem solchen „runden Tisch Integration“ folgende Inte-
grationsmaßnahmen initiiert, begleitet und ausgewertet:

- . Teilnahme an Angeboten freier und öffentlicher Jugendhilfeträger,
- Teilnahme an schulischen Angeboten,
- Teilnahme an sportlichen Angeboten, z.B. in Vereinen,
- Teilnahme an kulturellen Angeboten, z.B. VHS in Bezug auf Sprachkurse sowie

Theaterbesuchs, ‚
- Maßnahmen der Öffnung nach außen wie „Tag der offenen Tür“,
- Fortbildungen für soziale Fachkräfte und Lehrer zu Problemen türkischer Kinder und
- Jugendlicher,

} - Beteiligung an Stadtteilaktionen und Veranstaltungen,
-  Diskussionsrunden für Bürger und Nachbam. .

2. Die unterschiedlichen Betreuungsangebote Zn
Die nachfolgenden Betreuungsangebote muslimischer Träger (Anbieter) unter-
liegen dem „staatlichen Wächteramt“, auf Grund der durch Art 4 Grundgesetz
garantierten „Religionsfreiheit“allerdings nicht auf dieReligionsunterweisung
bezogen. Die Berufung auf die Religionsfreiheit bzw. auf das Neutralitätsgebot
des Staates findet dann ihre Grenze, wenn die Annahmegerechtfertigt ist, dass
‚das Wohl von. Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung gefährdet ist
(Art. 2Abs.2GG) .

|

| 2.1 Schülerwohnheim (Ziffer 6.1),

| 2.2 Einnichtung „Theoiogische Ausbildung - Jugendwohnheim“ (Ziffer 6.2),
| 2.3 Wochenend - und Ferienbetreuung von Kindern und Jugendlichen, teilweise ver-

bunden mit Unterkunftsgewährung (Ziffer 6.3),

2.4 „Feriencamps“, in denen Kinder und Jugendliche über die Ferienzeit nicht regelmä-
Big betreut werden,

2.5 Sonstige Betreuungen.

Ob und weiche Angebotsstruktur vorgehalten wird, entscheidet der Träger, wobei es
auch denkbar ist, dass mehrere der vor genannten Betreuungsformen in einer Einrichtung
vorgehalten werden (Ausnahme: Kopplung von Schülerwohnheimen mit’ anderen Betreu-

| ungsformen im Sinne einer „Rundumbetreuung“).

Wichtig ist es, darauf hinzuweisen, dass sich nach den Inhalten der Betreuung die; Betriebserlaubnispflicht bemisst („Staatliches Wächteramt“ derLandesjugendäm-
ter / nachfolgend Ziffer 3).
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" Unabhängig von der Frage der Betriebserlaubnispflicht soll - abgesichertdurch einen
Vorortdialog des Jugendamts mit muslimischen Organisationen (z.B. „Runder Tisch Inte-gration‘/ Anlage 1) - sichergestellt sein, dass das Jugendamt über beabsichtigte Be-
treuungsformenrechtzeitig schriftlich in Kenntnis gesetzt wird {Anzeige).
Der VIKZ hat sich.'hierzu bereit erklärt. Nicht erlaubnispflichtige „Feriencamps“ werden
daher vom jeweiligen VIKZ - Träger beim Jugendamt angezeigt.

Die Anzeige soll folgende Angaben enthalten:

- Öffnungszeiten und Programm / Tagesstruktur der Maßnahme
- Essensangebot und Verpflegung
=. _deutschsprachiger Ansprechpartner -
-  Teilnehmerstruktur ( Alter/Anzahl - keine Teilnehmerlisten)
-  Veranstaltungsort, ggf.vorhandene Übernachtungsmöglichkeiten
- qualifiziertes Personal (beispielsweise mit Jugendleiterkarte)

3. Die Betriebserlaubnispflicht im Rahmen der Einrichtungsaufsicht der Landesju-
gendämiter

$ 451 u. I Sozialgesetzbuch VII {SGB VIll) lautet:

(1) Der Träger einer Einrichtung, in der Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für einenTeil des Tagesbetreut werden oder Unterkunft erhalten, bedarf für den Betrieb der Ein-
richtung der Erlaubnis. Einer Erlaubnis bedarf nicht, wer

1. eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Jugendbildungseinrichtung, eine Jugendherbergeoder einSchullandheim betreibt,

2. ein Schülerheim betreibt, das landesgesetzlich der Schulaufsicht untersteht,

3. eine Einrichtung betreibt, die außerhalb der Jugendhilfe liegende Aufgaben fürKinder
oder Jugendliche wahmimrmt, wenn für sie eine entsprechende gesetzliche Aufsicht
besteht.oder im Rahmen des Hotel- und Gaststättengewerbes der Aufnahme von Kin-dem oder Jugendlichen dient.

| (2) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. Sie ist zu versagen,wenn

1. die Betreuung der Kinder oder der Jugendlichen durch geeignete Kräfte nicht gesi-
chert ist oder

2. in sonstiger Weise das Wohl der Kinder oder der Jugendlichen in der Einrichtung nicht
gewährleistet ist; dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn bei der Förderung
von Kindern und Jugendlichen inEinrichtungen

a) ihre geseilschaftliche und sprachliche Integration oder

b) die gesundheitliche Vorsorge und medizinische Betreuung
erschwert wird. |
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>,‚Betriebserlaubnispflichtig sindEinrichtungen, dieüber Teile des Tages
mit Tagesstruktur,ganztagsoderverbünden mit:Übernächtüngen zur re-

neRegelmäßigkeitliegtfürFerienbetreuungen vor,wenn.diese, öfter als

sechsWochen überschreiten,fürWochenendbetreuungen,wenn sie öfter
als Vier mal im Jahrdurchgeführtwerden. "Befreit von derBetriebserlaub-
‚NispflichtsindimÜbrigenJugendbildungseinrichtungen,wenn diesenicht
Tortlaitendeinemim’WesentlichengleichbleibendenNüßerkreis zur Verfü-

Hinsichtlich der unter Ziffer 2 angeführten Betreuungsformen gilt somit Folgen-
des:

s Unstrittig liegt bei Schülerwohnheimen eine betriebserlaubnispflichtige Einrichtung vor.

« Betriebseriaubnispflichtig ist auch die Einrichtung „Theologische Ausbildung - Ju-
gendwohnheim‘, soweit'sie der Nutzung durch ‚Minderjähnige ünterliegt, die - neben reli-
giöser. Unterweisung - ganztags oder über Teile'des Tages betreut werden bzw. Unter-
kunft erhalten. | .

M ° Wochenenäd-und Ferienangebote sind inder Regelbetriebserlaubnispflichtig.
| Es handelt sich um Einrichtungen, die aufderGrundlage von Aufträgen Sorgeberechtig-

ter. betreuen und der Überwachung des „staatlichen Wächteramts“ unterliegen, weil die
Betreuung:der elterlichen Einflussnahme entzogen ist. Eine die Betriebsertaubnispflichtausschließende Einflussnahme, der Elternläge vor, wenn alle Sorgeberechtigten durch-
gängig in die Betreuung einbezogen wären. Dies ist bei Wochenend- und Ferienbeireu-
ungen nicht der Fall.

Voneinem betriebserlaubnispflichtigen „regelmäßigen“ Angebot ist jedoch nur un-
ter folgendenVoraussetzungenauszugehen:

- bei Wochenendbetreuung, wenn diese öfter als vier mal im Jahr durchgeführt wird,

- bei Ferienbetreuung, wenn diese öfter als zwei mal im Jahr durchgeführt wird oder die
Gesamtjahresdauer sechs Wochen überschreitet; ansonsten handelt es sich um „Fe-

| riencamps-

Für die Betriebserlaubnispflicht gemäß $ 45 SGB VIII ist es nicht ausschlaggebend, ob.
die Kinder und Jugendlichen über Nacht in der. Einrichtung verbleiben, sondern ob Kin-

| der und Jugendliche' betreut werden. Beispieihaft sind reine Hausaufgabenaufsichten
oder religiöse Unterweisungen über eine kurze Dauer (ca. 3 - 4 Stunden), die nicht von
Betreuungszeiten unterbrochen werden (wie z. B. einem gemeinsamem Mittagsessen),

| nicht betriebserlaubnispflichtig. Es findet in diesen Fällen keine Betreuung vonKindern
| und Jugendlichen statt. Daher sind Betreuungen, die zeitlich eng begrenzt als religiöse
i . Unterweisung ‚stattfinden, mangels Tagesstruktur (z.B. Mittagessen, Freizeit) nicht be-
i triebserlaubnispflichtig..

| Wochenend- und Ferienangebote fallen nicht unter den Ausnahmetatbestand der’ „Jugendbildungseinrichtungen, da sie fortlaufend einem im Wesentlichen gleich blei-
benden Nutzerkreis zur Verfügung stehen.

I
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° Da nicht auf die regelmäßige Nutzung. angelegt, fallen „Feriencamps“ nicht unter die
Ä Betriebserlaubnispflicht. Eine Abgrenzungzu „Ferien. undWochenendangeboten"
| istfreilich - ‚hinterlegtdurch eineindeutigesKonzept - erforderlich.

Jedenfalls. besteht.darın. eine-Betriebserlaubnispficht,wenn einregelmäßiges Angebot
vorliegt (siehe‚Wochenend- undFerienbetreuung‘).-Dies ist derFall,'wenn die Ferienbe-
treuung: öfter als.zwei mal im Jahr.durchgeführt wird und die Gesamtjahresdauer sechs |Wochen überschrajtet.

° SenstigeBetreuungen,ganztagsoderüber Teile desTagesbzw.mitÜbernachtung
SindBeinebserlaubnispflichig.Sofem aber z.B,ausschliaßlichäine Beaufsichtigung von
Schulärbeiten stattfindet, däs heißt eine Betreuung übereinen kürzeren Zeitraum ohne

" Tagesstrükfur, ist’dies'zu vereinen,

Bei Vofliegen der Voraussetzungen einer Betriebserlaubnispflichtist der Erlaubnisan-
träg beimzuständigenLändesjugendamt über dasörtliche Jugendamt zu stellen.

4. Das „staatliche Wächteramt“ der Jugendämter und Landesjugendämter
| 4.1 Die Aufgabe des „staatlichen Wächteramts“| \

| Das „staatliche Wächteramt‘ konkretisiert den allgemeinen, an alle Jugendhilfeverantwortli- °
chen gerichteten Schützauftrag des $ 1 Ili SGB VII} im Sinnestaatlicher Kontrolle, Es ist er-
weitert. durch &in „Wächteramt freier Anbieter. ($8a 41 SGB VIll) ‘auf der Grundiage einer
Vereinbarungmit dem Jugendamt. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass muslimische Anbieter

| auch unter$ 8ali SGBVilifällen können, sofern sie mindestens-eineFachkraft beschäfti-| gen, dass sich aber‘$ 8a.auf den Verantwortungsrahriien der Eitern bezieht und eine Selbst-kontrolle der Anbieter nichtgreifenkann. '
| Wesentlicher Inhalt des „staatlichen Wächteramts“ ist es, das’Wohl von Kindern und

Jugendlichen zusichem.Esgilt „Kindeswohlgefährdungen“ präventiv und reaktiv zu

| „Kindeswohlgefährdung“ bedeutet dabei, dass einem Kind/Jugendlichen mit hoher Wahr-
scheinlichkeiteine erhebliche Schädigung des eigenenWohls, das heißt eines eigenen

| Rechts, droht, z.B. alsGesuridhaits:oder Lebensgefahr, vemachlässigung,Misshandlung,
Missbrauch,entwürdigende Maßnatime oderrechtswidrige Beeinträchtigungpersönlicher

| Freiheit. Ein Erziehungsdefizitmussfür.sich noch keine „Kindeswohlgefährdung“ begründen.
Für den Bereich eiterlicher Verantwortung (Art6 GG) feduziertsich nach & 1666 BGB die
„Kindeswohlgefährdung“ auf dieerhebliche Gefährdung körperlicher, seelischer oder geisti-

| ger-EntwicklungdurchmissbräuchlicheAusübung elterlicherSorge, Vernachlässigung, un-
verschuldetes Versagen der Eltern oder Verhalten eines Dritten im Sinne körperlicher oder
seelischer Misshandlung bzw. sexuellen Missbrauchs.

| Jugendamt und Landesjugendamt sind im „staatlichen Wächteramt“ demnach dafür verant-
wortlich, dass die Minderjährigenrechte beachtet werden (Bemerkung: die Inhalte derMin-derjährigenrechte werden in dem Positionspapier des Landesjugendamts Rheinland „Päd-

i agogik und Zwang“ beschrieben/ www.Ivr.de-jugend-aktueil-Positionspapier)
im Rahmen des „staatlichen Wächteramts“ sind:

Jugendämter für jede Betreuung von Kindern/ Jugendlichen verantwortlich, ausgenommen
in Einrichtungen, die in Zuständigkeit des Landesjugendamts beaufsichtigt werden, sofern
keine Eilbedürftigkeit vorliegt

! — Einzeifallverantwortung.
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Landesjugendämter für Angebote unter dem organisatorischen Dach einer Einrichtungverantwortlich, sofern stationäre oder teilstationäre Leistungen erbrachtwerden_ Verantwortung für die Trägereignung, das Konzept sowie personelle, sachliche undOrganisatorische Rahmenbedingungen.

42 Der Minderjährigenschutz in Kooperation Jugendamt - Landesjugendamt
In den muslimischen Gemeinden vor Ort muss eine ausreichende Aufklärung durch die Ju-gendämter Sichergestellt sein („staatliches Wächteramt‘). Dies beinhaltet insbesondereTransparenz in Bezug auf die Anbieter, die Mindenjährige beireueri.
Die Jugendämter sind ihrerseits gehalten, mit muslimischen Anbietern „Minderjähri-genschutzvereinbarungen“ abzuschließen (Anlage 2).

Ä Das Landesjugendamt begleitet die Arbeit der Jugendämter vor Ort im Rahmen eigener per-soneller Möglichkeiten. Soweit eine Beiriebserlaubnispflicht im Sinne Ziffer 3 vorliegt, istes Über allewichtigen Ereignisse in Kenntnis zu setzen. Das Landesjugendamit beteiligt ser.nerseits das Jugendamt bei Außenterminen und informiert es über alle getroffenen Entschei-' dungen. Bei Bedarf erfolgt eine gemeinsame Absprache.

“ Zusätzlich sind die kommunalen Spitzenverbände gebeten, bei ihrenMitgliedskörperschaftenroutinemäßige rechtzeitige Informationen der Jugeridämter durch Bauaufsichtsämter in Be-
zug auf Bauvoranfragen oder Bauanträge muslimischer Anbieter sicherzustellen, wenn esum die BetreuungMinderjähriger geht,

Für alle Angebote im Sinne Ziffer 2 besteht eine Aufklärungsverantwortung des Jugendamts,
einerseits bezogen auf die Zuordnung des Angebots im Sinne der Ziffern 2.1 "2.5, anderer-seits im Hinblick auf eine gegebeneBetriebserlaubnispflicht. Parallel dazu sind bei betriebs-erlaubnispflichtigen Angeboten die Betriebserlaubnisanträge über das Jugendamt dem Lan-desjugendamt zuzuleiten.

Der regelmäßige Kontakt der Jugendämter mit dem Landesjugendamt heinhaltet:
> Nachvollziehbarkeit des Geschehens in den Jugendamtsbezirken in derVerantwortung: des Jugendamts: zur Grundsatzfrage, ob es Anbieter gibt und wo ein möglicherweisebetriebserlaubnispflichtiges Angebot besteht.

M > Sobald das Jugendamt konkretebetriebserlaubnispflichtige Angebote recherchiert hat| bzw. von entsprechenden Verdachtsmomenten ausgeht, finden unverzüglich Vor-Ort-| Termine desLandesjugendamts mit dem Jugendamt statt. Dabei hat das Landesju-gendamt in Unterstützung des Jugendamts im Rahmen der 845 SGB Vill - Aufsicht die| näheren Umstände aufzuklären. Über das Ergebnis der Sachverhaltsklärung ist ein; Vermerk zu den Akten zu nehmen. Das weitere Verfahren bemisst sich nach den$8 45 ff SGB vill (Ziffer5.2),

4.3 DieAufsichtsverantwortung des Landesjugendamts
| .| DieAufsichtsverantwortung des Landesjugendamts erstreckt sich auf:| .

> die Betreuung außerhalb des Religionsunterrichts (Art 4. GG), |; Allerdings sind bekannt gewordene, während des Religionsunterrichts durchgeführte\ problematische Betreuungsmaßnahmen im Sinne der personellen Eignung ‚nach $ 45i SGB VI zu würdigen, wenn dieselbe Person auch andere Betreuung durchführt.M
I
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Der Umgang mit muslimischen Anbietern erfolgt auf der Grundlage der Aufgabenstel-
lung nach den 88 45 ff SGB Vill unter besonderer Beachtung folgender Kriterien:

2 Glaubwürdigkeit und Zuverlässigkeit des Trägers,

> Eindeutige und transparente Organisationsstruktur, bezogen auf die drei Verantwor-
tungsebenen Träger, Einrichtungsleitung und Betreuung,

> 'Integrationsbereitschaft und - fähigkeit des Trägers, der Einrichtungsleitung und der
Betreuungsverantwortlichen.

44 _ Die Durchführung der Einrichtungsaufsicht des Landesjugendamt

> Die Aufsicht des Landesjugendamt besteht darin, Kindeswohlgefährdungen
präventiv und per Intervention zu begegnen. Sie dient damit der Sicherstellung der
Rechte von in Einrichtungen betreuter Kinder und Jugendlicher und orientiert sich
auch gegenüber muslimischen Anbietem analog an den in Anlage 3 beigefügten

i Aussagen „Rechte Minderjähriger in Einrichtungen der Erziehungshiffe”.
| > Sofern ein Träger Betreuungen ohne Betriebserlaubnis durchführt, ist er über

die Unzulässigkeit dessen und die Notwendigkeit eines BetriebserlaubnisanftragsIn
Kenntnis zu setzen. Gleichzeitig ist zu prüfen, ob der Tatbestand einer Ordnungswid-

“ rigkeit nach & 104 Abs.1 Nr. 2 SGB Vill vorliegt. Unabhängig davon ist zu prüfen, ob
aufgrund einer nachweisbaren „Kindeswohlgefährdung“ eine Schließung derEinrich-
tung zu erfolgen hat. Liegt eine „Kindeswöhlgefährdüng“ nicht vor, kann bis zur end-
gültigen Entscheidung im Betriebserlaubnisverfahren der weitere Betrieb aus-
nahmsweise geduldet werden. Eine Duldung kommt freilich nur in ‚Betracht, wenn in
Unkenntnis der Betriebserlaubnispflicht, das heißt bevor das Landesjugendamt auf-
klärend wirken konnte, sowie vor einem entsprechenden Betriebserlaubnisantrag mit
der Betreuung bereits begonnen wurde und eine Untersagung des weiteren Betriebs
dem Kindeswohl widerspräche.

im Falle einer Duldung und im laufenden Betriebserlaubnisverfahren sind regelmäßi-
ge, mindestens halbjährige Kontrollen vor Ort durchzuführen, ‚auch unangemeldet,

| efgänzt durch Gespräche mit den Kindern und Jugendlichen. Die Prüfung orientiert
i sich dabei an den bestehenden Auflagen und in einer späteren Bstriebserlaubnis re-
i levanten Auflagen (Ziffen 5, 6.1, 6.2). Dabei sind auch Selbstbindungserklärungen
; des muslimischen Trägers anzustreben, die im Vorfeld einer Betriebserlaubnis die

Auflagen dieser „Grundprinzipien“ vorwegnehmend beinhalten.

> Integration

$ 45 Abs. 2 Nr.2 a lautet:

: „Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn in sonstiger Weise das Wohl der Kinder
| oder der Jugendlichen in der Einrichtung nicht gewährleistet ist. Dies ist insbe-
i sondere dann anzunehmen, wenn bei der Förderung von Kindern und Jugend-

lichen in Einrichtungen ihre geselischaftliche und sprachliche Integration er-
| schwert wird“,

Überprüft wird zunächst das pädagogische Konzept darauf, ob darin schlüssige
; Integrationsansätze enthalten sind. Darüber hinaus wird im Vorfeld der Entschei-
| dung über einen Beiriebserlaubnisantrag beim Träger ein schriftlicher Bericht an-
| gefordert, der Aussagen über die in den letzten 12 Monaten durchgeführten inle-
; grativen Aktivitäten und die für die kommenden 12 Monate Gepianten beinhaltet.
! Der Bericht ist dem Jugendamt zur Stellungnahme zuzuleiten, damit dieses an
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" Hand dessen und eigener Erfahrungen eine umfassendeStellungnahme zur ge-Sellschaftlichen und sprachlichen Integrationsbereitschaft ‚der Einrichtung demLandesjugendamt zuieitet. Dieses Verfahren wird jeweils jahresendlich wieder-holt, Bei Einrichtungen, für die ein „Runder Tisch Integration“ eingerichtet ist (Zif-ter 1, Anlage 1) bedarf es einer solchen regelmäßigen Berichterstattung desmuslimischen Anbieters und anschließender Stellungnahme des Jugendamtsnicht.

> Bevor über einen Betriebserlaubnisantrag entschiedenwird,
ist das für den Staatsschutz verantwortliche Dezernat 26,5bei der örtlichzustän-digenBezirksregierung (Düsseldorf oder Köln) um einen schriftlichen Bericht zu
bitten, der Aussagen darüber inifft, ob und ggf. welcheVerfassungsschutz - relevan-ten Bedenken gegenüber dem Träger bestehen. Ein solcher Bericht ist entbehrlich,sofern bereits‘ Neuere schriftliche Erkenntnisse des Staats- bzw. Verfassungsschut-ZES vorliegen,

| 9 Ist eineBetriebserlaubnis erteilt,
) “ “on “ ’| finden weiterhin regelmäßige Vorortkontrollen statt,Mindestens jährlich. Auch hier-bei werden Gespräche mit den Kindern und Jugendlichen geführt.

> in allen Fällen ist das Jugendamt zubeteiligen.
45 Die Durchführung des „staatlichen Wächteramts“ des Jugendamts
Soweit dieEinrichtungsaufsicht des Landesjugendamtes nicht greift, das heißt beiFehlen einer Betriebserlaubnispflicht („Feriencamps“/ Ziffer 2.4), werden in Abstim-mMung mit dem MGFFI zur Durchführung des „staatlichen Wächteramts“ folgende Min-deststandards empfohlen:

> Eine angemessene altersgemäße Freizeitgestaltung muss gewährleistet sein. Dasheißt vor allem, dass die religiöse Unterweisung das Kind/ den Jugendlichen nichtüberfordemn darf.

> Die Betreuer müssen volljährig sein und über ausreichende deutsche Sprachkennt-' nisse verfügen.

| n Die Betreuung findet im Wesentlichen in deutscher Sprache statt.
> DieQualifizierung des Personals muss denBetreuungserfordemissen entsprechen.
» Die Teilnahme der Minderjährigen an der Betreuung erfolgt freiwillig und mit Zustim-l mung derSorgeberechtigten.

> Erforderlich sind der Betreuung entsprechende bauliche und hygienische Vorausset-| Zungen, z.B. in der Zimmergrößse, deren Aufteilung, im Küchenbereich sowie im Frei-| zeit- und Außenbereich.



. . 10 ” -

5. Allgemeine Standards des Betriebserlaubnisverfahrens im Landesjugendamt
5.1  Prüfkriterien

> Feststellung der Trägerschaft

Hierbei ist insbesondere zu klären, wer die fachaufsichtliche Trägerverantworlung
wahmimmt; bei dezentralen Organisationsstrukturen ist zu prüfen, ob nicht eine
„Scheinträgerschaft" des Ortsvereins vorliegt, das heißt eine zentrale Institution tat-
sächlich fachaufsichtliche Weisungsbefugnis besitzt.

> Qualität der Einrichtung:

- Eignung der Organisation auf der Grundlage eines schlüssigen undpraktizierba-
ren Organisationskonzepts, insbesondere eindeutige Zuordnung der Träger -, Einrich-
tungsleitungs - und Betreuungsverantwortung,

| - Eignung des Trägers, insbesondere im Sinne von Glaubwürdigkeit und Verläss- |
i lichkeit

-PersönlicheEignung der Einrichtungsleitung: neben Personalbogen und Füh-
rungszeugnis wird die Eigriung auf der Grundlage eines allgemeinen Eindrucks durch
ein Gespräch festgestellt. Dabei ist die besondere Situation einer ehrenamtlichen Ein-
richtungsleitung zu beachten.

- Schlüssiges und praktizierbares Betreuungskonzept

> Sicherung der Minderjährigenrechte durch Rechtmäßigkeit des
Handelns in der Einrichtung:

Rechtmäßigkeit des Konzepts, z.B. Recht auf Integration insbesondere ist zumBei-
spiel zu überprüfen, ob der Tagesablauf eines Betreuungsangebots zeitlich und in-
haltlich so durchstrukturiert ist, dass von einer „Kindeswohlgefährdung” auszugehen

| ist.
> Generelle Regeln und wie werden sie vermittelt werden.

> Eignung des Betreuungspersonals / Personelle Standards:

M Klären der personellen Besetzung sowie der jeweiligen Verantwortung, wobei die re
gelmäßig tätigen Betreuer (hauptamtlich angestellt oder ehrenamtlich) relevant sind,

, nicht Helfer im Einzelfall (z.B. einzeine Familienmitglieder, die bei einer Veranstaltung
unterstützen). Zu klären ist auch der Umfang ehrenamtlicher Elternaktivitäten (regel-
mäßige oder nur sporadisch) und die Relation zwischen haupt - und ehrenamtlicher

i Betreuung. Als Sonderthema ist zu klären, welchen Einfluss der Imam auf die Freizeit
; ausübt, das heißt weiche Vorgaben bzw. sonstigen Einwirkungen oder Beteiligungen

von ihm ausgehen.

| > __ Integrationsfähigkeit und - bereitschaft:
Schlüssige Feststellungen im Konzept und Plausibilitätskontrolle bezüglich der fort-
laufenden, tatsächlichen Aktivitäten des Anbieters, eingebettet in regelmäßigen Aus-
tausch mit im Sozialraum zuständigen Institutionen (Ziffer 4.4).

| |
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” > Eignung der Immobilie:

Standort -, gebäude - und Taumbezogene Standards
> Sonstige Standards:

Regeimäßiger Austausch zumThema „Elternbeteiligung“
D Bedeutung der Freizeitbetreuung:

Klären, welche Absichten und Ziele mit derFreizeitbetreuung verfolgt werden undwelches Verständnis insoweitbesteht

® Sicherung des Bestands der Einrichtung durch Wirtschaftlichkeit des Han-“ delins;

Besteht eine Bestandsgefahr aufgrund unwirtschaftlichen Handelns oder aus sonsti-gen Gründen ?)

5.2 Auflage „Freiheitlich- demokratische Grundordnung“
> Die freiheitlich- demokratischeGrundordnung Deutschlands ist zu beachten und ein-

zuhalten, insbesoridere dasallgemeine Persönlichkeitsrecht. Es gilt deutsches Recht,
z.B. $ 1631 Abs. 2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), wonach Kinder ein Recht au| gewaltfreie Erziehung haben. Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen unandere entwürdigende Maßnahmen sind demnach unzulässig. DerTräger.hat eine
entsprechende Betreuung sicherzustellen. Dem Gedanken derPartizipation.Minder-jähriger, den Beschwerderechten und Eltembeteiligungen in Form regelmäßiger EI-terngespräche und Elternabende ist Rechnung zutragen.

9.3 Auflage Integration/ Konzept |
> Das Konzept hat dem Ziel geselischaftlicher und sprachlicher Integration RechnungZU tragen. Der Träger ist darüber hinaus verpflichtet, fortlaufend und regelmäßig inte-grative Maßnahmen Zu planen, zu organisieren und durchzuführen. Er ist insbeson-dereverpflichtet, mit dem örtlichen Jugendamt, dem Schulverwaltungsamt und son-stigen Personen bzw. Institutionen, die jugendhilfepolitisch aktiv sind, zur Abstim-

mung und Durchführung integrativer Maßnahmen und Veranstaltungen zusammen-
zuarbeiten. Zugleich ist sicher zu stellen, dass die Vorgaben des Konzepts auch tat-sächlich in die Praxis umgesetzt werden. Dem Landesjugendamt istdaher, sofernnicht vor Ort ‚gemeinsam mit dem Jugendamt ein „Runder Tisch negration| eingerichtet ist , regelmäßig jährlich, über durchgeführte (letzte 12 Monate) un| beabsichtigte integrative Maßnahmen (Planung für die nächsten 12 Monate)i schriftlich zu berichten, Das Landesjugendamt behält sich vor, durch örtliche Prü-: fungen die Praxis Zu Überprüfen, insbesondere auch in Bezug auf das Postulat aus-reichender Sprachlicher Integration.

| Hinweis: dem örtlichen Jugendamt wird empfohlen, einen „Runden Tisch Integration“einzurichten, analog der Geschäftsordnung „Runder Tisch muslimischer Vereine“ Pi-| Jotprojekt Duisburg (Anlage 3).
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5.4 Auflage Trägerverantwortung:

> Der Träger hat einen der deutschen Sprache mächtigen Ansprechpariner zu benen-
nen, der die notwendige Qualifikation für die Beratung und fachliche Beaufsichtigung
der Einrichtung aufweist.

> Die Trägerverantwortung beinhaltet ,
- Administrative Verantwortung durch das Zurverfügungsiellen personeller, organisa-
torischer und sachlicher Ressourcen, verbundenmitentsprechenden Finanzmitteln,
- Verantwortung für die Rechtmäßigkeit des Handeins in der. Einrichtung, d.h.- bezo- .
gen auf alle Mitarbeiter der Einrichtung - entsprechende Weisungsrechte durch all-
gemeine Regelungen (z.B. „Verfügungen‘); Sicherstellung der Rechtmäßigkeit durch
ein Meldeverfahren „Besondere Vorkommnisse“. .
- Fachaufsicht grundsätzliche Vorgaben und Weisungen zum Aufgabenprofil und
zum Konzept der. Einrichtung.
- Personalaufsicht/ Dienstaufsicht: Auswahl einer geeigneten Person für die Einrich-
tungsleitung, Übertragung der Funktion „Einrichtungsleitung“, Verantwortung für alle
Mitarbeiter bei Verletzungen arbeitrechtlicher Pflichten (z.B. Abmahnung/ Kündigung).
- Beratung der Einrichtung und Sicherstellung der Fortbildung.

5.5 Auflage Einrichtungsleitung:

> Der Träger hat eine Einrichtungsleitung zu benennen, die der deutschen Sprache
mächtig und gleichzeitig Ansprechpartner für däs LJA ist. Diese Person hat die no& -_

I wendige Qualität für den unmittelbaren Kontakt mit der Betreuungsebeneund die Si-
cherstellung derBetreuungsqualität aufzuweisen. u

| » Die Einrichtungsleitung hat in Bezug auf die Betreuung der Kinder/ Jugendlichen ein-
deutig und schriftlich nachvollziehbar (Persönaälliste) festzulegen, welchen Personen
Betreuungsaufgaben zugewiesen sind, diese fortlaufend zu kontrollieren und erfor-
derlichenfälls deren Handeln durch Weisung zu beeinflussen. Dies gilt auch gegen-
über Imamen. Nicht aufzulisten sind sporadisch eingesetzte Kräfte.

56 Sonstige Auflagen:

o Erforderlich ist ein Konzept mit strukturiertem Tagesablauf
n Die Betreuung findet im Wesentlichen in deutscherSprache statt.
on Die Qualifizierung des Personals muss den Betreuungserfordemissen entsprechen.
> . Alte Betreuer müssenvolljährig sein und über ausreichende deutsche Sprachkennt-

nisse verfügen. .
> Die Teilnahme der Minderjährigen an der Betreuung erfolgt freiwillig und mit Zustim-

mung der Sorgeberechtigten. .
| ac Für die Zeit der Betreuung von Kindemn ung/ oder Jugendlichen muss jederzeit, das
: heißt auch während einer Betreuung über Nacht, ein Betreuer anwesend sein, der
; soweit der deutschen Sprache mächtig ist, sodass er in Krisensituationen eine aus-

reichende Kommunikation mit dem Einrichtungsumfeld, z.B. dem Jugendamt und
! sonstigen zuständigen Institutionen sicherstellen kann.

o Eine angemessene altersgemäße Freizeitgestaltung muss gewährleistet sein. Das
| heißt vor Allem, dass die religiöse Unterweisung das Kind/ den Jugendlichen nicht

überfordern darf.

i D Erforderlich sind der Betreuung entsprechende bauliche (einschließlich brandschutz-
\ technische) und hygienische Voraussetzungen, z.B. in der Zimmergröße, deren Auf-

| teilung, im Küchenbereich sowie im Freizeit- und Außenbereich.
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" 6. Spezifische Standards in Betriebserlaubnisverfahren des Landesjugendamtes
6.1 Schülerwohnheime

> Schüler werden ab dem 12. Lebensjahr aufgenommen.
» Der Leiter und / oder die pädagogischen Fachkräfte sindver- Npflichtet, Kontakt mit den von den Kindern und Jugendlichen besuchten

Schulen aufzunehmen, aufrechtzuerhaiten und regelmäßig wahrzu-nehmen.

> Vor Aufnahme eines Kindes/Jugendlichen werden folgende Daten dem JA übermit-teilt: Name und Anschrift der Eitern / Name und Alter des Kindes / Jugendlichen
> Der Personalschlüssel für Fachkräfte beträgt 1: 10.

> Hauptamtlicher Leitermit Fachausbildung (Sozialpädagoge, Sozialarbeiter, Erzieher)und zweijährigerBerufserfahrung
! .> Ab Platzzahl 20: eine Fachkraft (Sozialpädagoge, -arbeiter, Erzieher) und eine weite-re pädagogische Kraft, die auch eine religiöse Ausbildung haben kann.

| > Der Einsatz vonErgänzungskräften/ Honorarkräften, z.B..für den Nachhilfeunterricht,| ist möglich.

> Zusätzlich erforderlich sind Kräfte für den Wirtschafts - und Verwatungsbereich.
> Die Schlafräume können in der Regel mit bis zu 4 Betten ausgestattet sein. .
> Als „Muss“ Vereinbarung eines „Runden Tisches Integration“ (Anlage 1)
6.2 Einrichtung „Theologische Ausbildung - Jugendwohnheim“
> Hauptamtlicher Leiter mit Fachausbildung (Sozialpädagoge, Sozialarbeiter, Erzieher)und zweijährigerBerufserfahrung,

.» Der Einsatz von geeigneten Fachkräften gemäß 8 45 Abs.2 Nr.1 SGBVIlI ist erforder-ich. In der Regel bedeutet dies den Einsatz von Fachkräften im Verhältnis 1:12.,|

> Sozialpädagogische Grundleistungen wie Begleitung, Förderung, Unterstützung so-
wie Gestaltung von Freizeiten über Tag und am Wochenende,

> Regeimäßiger Austausch zwischen den Betreuern/ innen, den Ausbildem und den' Lehrkräften,

> Die Schlafräume werden in der Regel mit 2 Betten ausgestattet .
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" 6.3  Wochenend- und Ferienbetreuung |

> Die Personalplanung ist in Form einer Personalliste zu dokumentieren. Weitersind
'von allen regelmäßig eingesetzten Betreuungskräften Personalbögen auszufüllen,
versehen mit. Unterschriftder Betreuungskraft und des Trägers. Personalliste und.
Persönalbögen sind dem LJA zuzusenden,

> Für dieBetreuung über Tagvon Kinder und Jugendlichen werden mindestens zwei
Betreuer gefordert, oberhalb einer Zahl von 40. Kindem/ Jugendlichen jeweils, eine
weitere Betreuungsperson pro 20'Kinder/ Jugendliche (für den Bereich der Freizeit).
Bei Übernachtungen muss bis zu einer Zahl von 40 Kindem/ Jugendlichen eine Be-
treuungsperson anwesend sein, oberhalb. dessen eine weitere Kraft. Zusätzlich ist ei
neRufbereitschaft erforderlich.

> Die Schlafräume dürfen höchstens mit 8 Betten ausgestattet sein. Für-bereitsbesie-
hende größere Schlafsäle wird eine Übergangsfrist von 1 Jahr eingeräumt, um die
notwendigen baulichen Veränderungen vomehmen zu können.
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Anlage 1

r : . . zu BE „ , uımttann a„Runder Tisch für Jugendhilfeangebote muslimischer Vereins
amBeispiel dasPilotprojektsinDuisburg - Ä

Vereinbarung einer'Geschäfisordnung Zwischen: |
- ‚derStadt-Duisbürg, dem Jugendamt und demSchulverwaltungsamt =- dem „Verband der:Isiamischen Kulturzentren &. V“ (VIKZ) in Deutschland
- und dem. Landschaftsverband Rheinland / Dezernat Jugend und Schulen
1. Auftrag M

Der „Runde Tisch für Jugendhilfeangebote muslimischer Vereine“ stellt sich der Aufgabe, |die Integration türkischer Kinder und Jugendlicher in die deutsche Gesellschaft zu fördern.' | Insbesöndere soll die Durchführung und Initiierung integrativer Maßnahmen sichergestellt

2. _ Mitglieder . | |
Für die Stadt Duisburg sind zwei ‚Mitglieder zu benennen (Jugendamt und Schulverwal-tungsamt), :für ‚die ‘Angebotsträger muslimischer Vereine und den Landschaftsverband
Rheinlandjeweils 'ein:Mitglied. 'Eine Stellvertretung ist jeweils sicherzustellen.

‚| AlsweitereMitglieder mit beratender Stimme können benanntwerden: |
- in der Kinder- und Jugendbetreuung aktive muslimische Vereine, \- Mitglieder des-RAA, „Regionale Arbeitsstelle für Förderung von Kindem und Jugend-

lichen aus Zuwandererfamilien“, u- der Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses, des Schulausschusses und des Beira-
tes fürMigration und Zuwanderung- sonstige Personen bzw. Institutionen, die Jugendhilfepolitisch aktiv sind.

3: Verantwortung der muslimischenVereine

| Um das Erreichen des unter Ziffer 1 beschriebenen Auftrags zu ermöglichen, stellen die am! „Runden. Tisch" beteiligten Angebotsträger muslimischer Vereine die notwendige Transpa-| renz sicher und öffnen ‚dementsprechend ihre Konzepte und alltäglichen Betreuungen für
i die Beratungen und Entscheidungen des „Runden Tisches“. 2

Die Angebötsträger muslimischer Vereine sind insbesondere verpflichtet, durch Kooperation| mit anderen örtlichen Jugendhiffeinstitutionen - z.B. Freizeitstätten und Jugendelubs -, miti kulturellen Angebotsträgern und mit Schulen zusammenzuarbeiten und Begegnungen mili Kindern und Jugendlichen anderer Kultur- und Religionsgemeinschaften zu ermöglichenund zu pflegen.
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Anlage 2

4. Verantwortung der-Behördeni Ämter 2

Als Träger deröffentlichen ‚Jugendhilfs 'hähen das Jugendamtund das Landesjugendamt
die Gesamiverafitwortungfür:dieErfüllungderAufgaben desSGB Vill, einschließlichder
‚Blanungsyefantwörtung.I Rahmendieser Aufgaben werdenüle'Angebote des VIKZ.als.
Bestandteil:des 'Sozialraums angesehen. Jugendamt, Schulverwaltungsamt und Landesju-
gendämt ‘regenarı, unterstützen: undbegleiten alle Maßnahmen, die geeignetsind,die
Integrationder.türkischen’SchülerindieGesellschaft'zu fördem, insbesondere 0

| = Kooperationenzwischeh Vereinenund institulionen türkischer und deutscher kultu- |
reiler sowiereligiöserZugehörigkeit

| - Kooperationenmitanderen örtlichen Jugendhilfeeinrichtungen

5.  Aufgabenwahrnehmung | M

S.1 Insbesondere:folgende integrationsmaßnahmen werden initiiert, begleitet und aus-.
" gewertet Sn. "=

- Teilnahmean’Angeboien freier und.öffentlicher Jugendhilfeträger, a

-  . Teilnahfne‘än:kulturellen Angeboten,z.B.VHS in Bezug auf Sprachkurse sowie
Theaterbesuche, .. ...: u

- Maßnahmen der Öffnung.nach-außen wie „Tag der offenen Tür‘, ]
- FortbildungenfürsozialeFachikräfte:und Lehrer über Probleme türkischer Kinder und

Jugendliche, N
| - Beteiligungan ‘Staditeilaktionen\und Veranstaltungen, |
| - Diskussiorsrunden fürBürger und’Nachbam, |

5.2 DerRunde Tisch“ nimmt seine‚Aufgaben in der Weise wahr, |

- dass‚gemeinsameZiele beschriebenwerden,
- einzelneMaßnahmen zur Zielerreichung festgelegt und für deren Erledigung Ver-

antwortiche benanntwerden |
| - und Ergebnisse im Sinne einer Erfolgskontrolle festgehalten werden. |

Gleichzeitig wird-dadurch der Landschaftsverband Rheinland in der nach en
\ 8 45 SGB VII bestehenden. Aufsicht unterstützt und dessen Vor- Ort- Prüfungen in den Ein- |

richtungen mit wichtigen Zusatzinformationen uriterstützt. zu

6. _ Entscheidungsfindurg, Organisatorisches Ze
| &.1 Entscheidungen werden mehrheitlich getroffen. 2

6.2  Für.die organisatorische Begleitung der Sitzungen, die mindestens halbjährlich statt- |
| finden, ‚liegt die Federführung beim Jugendamt und beim Landschaftsverband Rheinland,
i die sich in dieser Funktion abwechseln. Es werden im. übrigen Ergebnisprotokolle gefertigt.
| . 4

7. _ Vertrauensvolle Zusammenarbeit
Die Mitglieder verpflichten sich zu vertrauensvoller Zusammenarbeit. Die vertrauliche Be-
handlung interner Informationen wird gewährleistet.



..

"17-
I

«

Muster einer „” Minderjährigenschutzvereinbaru ng“

{ Hinweis: kann auch mit einer Vereinbarung nach 8 8a II SGB Vll verbunden sein )
Zwischen der Gemeinde/ dem Kreis

CHIRFeRRTeG Kuestsunsnsunenssnnnenen
und dem Verein

(Anbieter) . ‘wird folgende Vereinbarung getroffen:

"| 1, Das Jugendamt ist in seinerAufgabe des „staatlichen Wächteramts‘ gehalten das Wahl von Kindern und
Jugendlichen zusichern. Daher informiert der Anbieter das Jugendamt rechtzeitig über geplanteAngebote derBetreuung von Kindern und Jugendlichen schriftlich unter Beifügung des Konzepts und erkiärt sich damit einver-standen, jederzeit das Jugendamt über besondere Vorkommnisse in Kenntnis zu setzen sowie dieser Zutritt zu
gewähren. . \ . |
— Kindeswohigefährdung‘ bedeuiet dabei, dass einem Kind/Jugendlichen mit hoher Wahrscheinlichkeit eine
erhebliche’Schädigung des ‚eigenen.Wohls, das heißt eines eigenen Rechts, droht, z.B. als Gesundheits- oderLebensgefahr, Vernachlässigung; Nisshandlumg, Missbrauch, entwürdigende Maßnahme oder rechtswidrigeBeeinträchtigung. persönlicher Freiheit.;Ein-Erziehungsdefizit muss für sich noch keine „Kindeswohlgefährdung‘begründen. Für.den Bereich.eiterlicher Verantwortung {Art 6.66) reduziert sich nach $ 1566 BGB die „Kindes-
wöhlgefährdung" auf die.erheblicheGefährdung körperlicher, seelischer oder geistiger Entwicklung durch miss- "_bräuchliche Ausabung eiterlicher‘Sorge, Vernachlässigung, unverschuidetes Versagen der Eitern oder Verhalten
sines Dritten im Sinne körperlicher oder seelischer Misshandlung bzw. sexuellen Missbrauchs,

2. Das Jugendamtverpflichtetsich, den Anbieter auf dessen Anfrage hin zu fachlichen und Jugendhilferechtii-chen Themen zu beraten. . '

3. Zur Verbesserung der Planung und.Durchführung integrativer Aktivitäten wird das Jugendamt einen „Runden |
Tisch ntegration‘ einzuberufen und federführend begleiten, der sich wie folgt zusammensetzt:
- in derKinder- und Jugendbetreuung aktive muslimischeVereine,
-  Migiieder.des RAA, ‚Regiönale Arbeitsstelle für. Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwan-

dererfamilisn, “ © . BE
” der.Vorsitzende des Jugendhiffeausschusses, des Schulausschusses und des Beirates für Migrationurd Zuwanderung nn

\ - sonstige Pefsonen bzw. Institutionen, die Jugendhilfepoäitisch aktiv sind.

| 3. Jugendamtund Anbieterverpflichten sich, zur Vermeidung von Kindeswohlgefährdungen bzw. Intensivierun-: gen bestehenderGefährdungen entgegenwirkend zusammenzuarbeiten. .Danach wird.der Anbieter bei Anhaltspurkten einer Kindeswohigefährdung das Jugendamt in Kenntnis setzen
! und dessen Sachverhaltsklärungen begleiten sowie unterstützen.| Dabei bedeutet der Begriff „Kindeswohlgefährdung“, dass eine erhebliche Gefährdung körperlicher, seelischer
| oder geistiger Entwicklung durch missbräuchliche ‚Ausübung elterlicher Sorge, Vernachlässigung, unverschulde-
i tes Versagen der Eltern oder Verhalten eines Dritten im Sinne körperlicher oder seelischer Misshandlung bzw.„sexuelien'Missbrauchs vorliegt, _

| 4. DerAnbieterwird sein’Konzept, die Auswahl angestellter und ehrenamtlicher Mitarbeiter, gie baulichen Rah-.| menbedingungen und die alttägliche Betreuung so ausrichten, dass jederzeit das Wohl der betreuten Kinder und
i Jugendlichen gesichert.ist. Die Betreuung wird auf der Grundiage der deutschenGesetze, insbesondere unter\ Berücksichtigung der Rechte der Minderjährigen, durchgeführt, entsprechend den Regeln ‚RechteMinderjähr- |{ger in Einrichtungen der ‚Erziehungsbilfe” ( Landesjugendamt Rheinland unter Beteiligung der Spitzenverbände| der freien und komraunalen Spitzenvarbände/ Anlage dieses Vertrags; siehe auch Anlage 2 der „Grundprinzipi-
| en des Landesjugendamts Rheinland für muslimische Träger in der Jugendhilfe“, nachfolgend).

( Unterschrift Jugendamt) ( Unterschrift Anbieter}


